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LEILA DE LIMA 

Am 9. August wies das Amt des philippinischen Ombudsmanns die Bestechungsvorwürfe gegen die gewaltlose 

politische Gefangene und ehemalige Senatorin Leila de Lima aufgrund von Ungereimtheiten in verschiedenen 

Zeugenaussagen zurück. Mehrere Zeugen, die im Zusammenhang mit Drogendelikten gegen Leila de Lima ausgesagt 

hatten, zogen vor einigen Monaten ihre Aussagen zurück. Die Entscheidung des Ombudsmanns weist einmal mehr 

darauf hin, dass Beweise konstruiert wurden, um die Senatorin strafrechtlich zu verfolgen. Die philippinische 

Regierung muss die noch ausstehenden Anklagen umgehend unparteiisch prüfen lassen, damit diese gegebenenfalls 

fallengelassen und Leila de Lima freigelassen werden kann.  

Nachdem am 9. August 2022 die Bestechungsvorwürfe gegen die gewaltlose politische Gefangene und ehemalige 

Senatorin Leila de Lima vom Amt des philippinischen Bürgerbeauftragten zurückgewiesen wurden, muss die 

Regierung die beiden verbleibenden Anklagen gegen Leila de Lima umgehend unparteiisch prüfen, damit diese 

gegebenenfalls fallengelassen und Leila de Lima umgehend und bedingungslos freigelassen werden kann. Die 

Entscheidung des Ombudsmanns ist ein positiver Schritt, weist jedoch einmal mehr darauf hin, dass gezielt Beweise 

konstruiert wurden, um die ehemalige Senatorin strafrechtlich zu verfolgen. 

Im Mai 2022 sagte der Justizminister in einer Stellungnahme, dass er bereit sei, die drogenbezogenen Anklagen 

gegen Leila de Lima zu überprüfen, und dass es „möglich“ sei, diese Anklagen fallenzulassen, nachdem mehrere 

Zeugen ihre Aussagen zurückgezogen haben. Das Amt des Bürgerbeauftragten wies auf Ungereimtheiten in den 

zuvor zurückgezogenen Zeugenaussagen hin, in denen die ehemalige Senatorin beschuldigt wurde, von einem 

Drogenhändler Geld angenommen und ihm im Gegenzug Schutz versprochen zu haben.  

Die fortgesetzte Inhaftierung von Senatorin Leila de Lima verstößt klar gegen die Unschuldsvermutung sowie gegen 

andere Verfahrensrechte. Seit mehr als fünf Jahren wird sie wegen ihrer Menschenrechtsarbeit unablässig 

angegriffen und politisch verfolgt. Leila de Lima hätte gar nicht erst festgenommen werden dürfen. Ihre sofortige 

Freilassung ist das Mindeste, was die neue philippinische Regierung tun kann, um dieses schwere Unrecht 

wiedergutzumachen und zu zeigen, dass ihr die Achtung der Menschenrechte wichtig ist.  

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

Die gewaltlose politische Gefangene und ehemalige Senatorin Leila de Lima, die seit ihrer Festnahme am 

24. Februar 2017 in der Zentrale der philippinischen Nationalpolizei in Haft befindet, gehörte zu den 

unerschrockensten Kritiker_innen der unter der Regierung von Präsident Duterte begangenen 

Menschenrechtsverletzungen. In den fünf Jahren seit ihrer Festnahme hat Amnesty International wiederholt darauf 

hingewiesen, dass die Vorwürfe und Zeugenaussagen gegen sie konstruiert sind. 

Am 9. August 2022 wies das Amt des Bürgerbeauftragten die direkten und indirekten Bestechungsvorwürfe gegen 

Leila de Lima und ihren ehemaligen Assistenten Ronnie Dayan zurück, die 2018 von einer Sonderabteilung 

desselben Amtes erhoben worden waren. Der Bürgerbeauftragte wies auf Ungereimtheiten in den Zeugenaussagen 

hin bezüglich der Art und Weise, in der Leila de Lima das angebliche Bestechungsgeld erhalten habe – z. B. was die 

genauen Teilbeträge und den persönlichen Erhalt der Gelder anging. Hierbei handelt es sich um Vorwürfe, die 

zusätzlich zu den drogenbezogenen Anklagen erhoben wurden, wegen denen die ehemalige Senatorin seit fünf 



 

 

 

 

Jahren vor Gericht steht, und die auf der Anschuldigung beruhen, sie und Ronnie Dayan hätten von dem ehemaligen 

Belastungszeugen und selbsterklärten Drogenhändler Kerwin Espinosa Geld erhalten und ihm im Gegenzug den 

Schutz seiner illegalen Aktivitäten versprochen. 

Kerwin Espinosa hatte ursprünglich behauptet, er habe Leila de Lima während ihrer Amtszeit als Justizministerin 

über Ronnie Dayan insgesamt 8 Millionen PHP (etwa 142.000 EUR) an Drogengeldern zukommen lassen. Bei einer 

Anhörung 2016 im Senat behauptete Kerwin Espinosa, Ronnie Dayan habe ihn 2015 angerufen, um Geld für den 

Wahlkampf von Senatorin de Lima zu erbitten. Im Gegenzug solle er Schutz angesichts seiner eigenen 

Verwicklungen in den illegalen Drogenhandel erhalten. In einer eidesstattlichen Erklärung, die dem 

Justizministerium am 28. April 2022 vorgelegt wurde, widerrief Kerwin Espinosa seine Aussage jedoch.  

Rafael Ragos, ein ehemaliger leitender Beamter der Gefängnisbehörde, gab im April 2022 ebenfalls an, der 

ehemalige Justizminister Vitaliano Aguirre und andere hochrangige Beamt*innen hätten ihn gezwungen, gegen Leila 

de Lima „Lügen zu fabrizieren“. Er hatte zuvor ausgesagt, dass er 2012 bei zwei Gelegenheiten Geld von Häftlingen 

des Gefängnisses Neu Bilibid an den Wohnsitz von Leila de Lima geliefert habe, als diese noch Justizministerin war. 

Das Geld sei für ihre Kandidatur als Senatorin gedacht gewesen. Rafael Ragos stand zuvor zusammen mit Leila de 

Lima und Ronnie Dayan unter Anklage. Die Anklage gegen ihn wurde jedoch fallengelassen, als er sich 

einverstanden erklärte, als Zeuge gegen sie auszusagen. Vitaliano Aguirre streitet die Vorwürfe ab.  

SCHREIBEN SIE BITTE  

E-MAILS, FAXE ODER LUFTPOSTBRIEFE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN 

▪ Lassen Sie alle Anklagen gegen Senatorin Leila de Lima sofort fallen und sorgen Sie für ihre unverzügliche und 

bedingungslose Freilassung.  

▪ Führen Sie gründliche, unabhängige und unparteiische Untersuchungen durch, um die für ihre willkürliche 

Inhaftierung verantwortlichen Personen zu ermitteln. Sorgen Sie dafür, dass diese für die jahrelangen 

Menschenrechtsverletzungen zur Verantwortung gezogen werden.  
▪ Führen Sie außerdem unverzüglich eine gründliche Untersuchung der Vorwürfe von Zeugen durch, dass sie von 

hochrangigen Beamt*innen zum Meineid gezwungen wurden. Sorgen Sie auch dafür, dass die Sicherheit dieser 
Zeugen angesichts der Schwere ihrer Aussagen und der möglichen Beteiligung hochrangiger Beamt*innen gewahrt 
bleibt.  

 

APPELLE AN 

JUSTIZMINISTER 
Secretary Jesus Crispin C. Remulla  
Department of Justice 
Padre Faura Street, Ermita, Manila 10020 
PHILIPPINEN 
(Anrede: Dear Secretary / Sehr geehrter Herr Minister) 
 

KOPIEN AN 
BOTSCHAFT DER REPUBLIK PHILIPPINEN 
Frau Lillibeth Pono, Geschäftsträgerin a.i. 
Luisenstr. 16, 10117 Berlin 

Fax: 030-873 2551 

E-Mail:  info@philippine-embassy.de 

 

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Englisch, Spanisch oder auf Deutsch. 
Da Informationen in Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, bitten wir Sie, nach dem 
13. Oktober 2022 keine Appelle mehr zu verschicken. 

Weitere Informationen zu UA-048/2022 (ASA 35/5647/2022, 24. Mai 2022 und ASA 35/5831/2022, 8. Juli 
2022) 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 
▪ Drop all charges against Senator de Lima now and ensure her immediate and unconditional release.  
▪ Conduct thorough, independent and impartial investigations into those responsible for her arbitrary detention 

and ensure full accountability for the years of human rights violations she has had to endure.  
▪ Promptly and thoroughly investigate allegations by witnesses that they were coerced by senior officials to 

commit perjury, while ensuring their safety and security in light of the gravity of such allegations and the 
possible involvement of high-level officials.  

ACHTUNG! Aufgrund der Verbreitung des Coronavirus ist die weltweite Briefzustellung momentan eingeschränkt. Bitte prüfen 

Sie auf der Website der Deutschen Post unter „Aktuelle Informationen zum Coronavirus“, ob Briefe im Zielland zugestellt 

werden. Falls nicht, senden Sie Ihre Appellschreiben bis auf Weiteres bitte auf elektronischem Weg. Appelle in Papierform 

können außerdem an die Botschaft des Ziellandes in Deutschland geschickt werden. 

 

 



 

 

 

 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN – FORTSETZUNG 

Am 13. Mai 2022 widerrief auch Ronnie Dayan seine Aussage aus dem Jahr 2016, von Kerwin Espinosa 

Drogengelder für seine damalige Arbeitgeberin Leila de Lima entgegengenommen zu haben, als diese noch 

Justizministerin war. Ronnie Dayan ist Mitangeklagter in einem der beiden verbleibenden Verfahren gegen die 

ehemalige Senatorin. Nach seinen Angaben wurde er von dem ehemaligen Abgeordneten der Provinz Oriental 

Mindoro, Rey Umali, während der Kongressuntersuchungen von 2016 über den illegalen Drogenhandel im 

Gefängnis Neu Bilibid gezwungen, gegen die Senatorin auszusagen. Rey Umali ist im Januar 2021 verstorben. 

Bevor Präsident Marcos das Präsidentschaftsamt antrat, sagte Justizminister Jesus Crispin Remulla, dass es 

möglich sei, die Anklagen gegen Leila de Lima fallenzulassen. Der Widerruf der Zeugenaussagen sei ein 

deutliches „Warnsignal“ bezüglich des juristischen Verfahrens gegen sie.  

Im Juli 2022 erhob das Philippine National Bureau of Investigation (NBI), die philippinische Entsprechung des 

Bundeskriminalamtes, Anklage gegen 22 Polizist*innen wegen des Todes von acht verurteilten Drogenbaronen 

zwischen Mai und Juni 2020 im Gefängnis Neu Bilibid in Muntinlupa, Großraum Manila. Unter den Toten war 

auch Jaybee Sebastian, ein wichtiger Zeuge der Anklage gegen Leila de Lima. Das NBI kam zu dem Schluss, 

dass die acht Insassen ermordet wurden und widersprach damit den Akten der Gefängnisbehörde, wonach sie 

an einer Coronainfektion gestorben waren.  

Leila de Lima wurde 2017 von den philippinischen Behörden festgenommen, nachdem sie versucht hatte, 

Menschenrechtsverletzungen im Zusammenhang mit dem sogenannten „Krieg gegen Drogen“ zu untersuchen. 

Dieser „Krieg“ hat zu der außergerichtlichen Hinrichtung Tausender mutmaßlicher Drogenstraftäter*innen und 

anderen Menschenrechtsverletzungen geführt, die Verbrechen gegen die Menschlichkeit darstellen. Wie im Fall 

von Leila de Lima gab es auch für die Opfer dieser Menschenrechtsverstöße und ihre Familien weitgehend 

keine Gerechtigkeit und die Täter*innen wurden nicht zur Verantwortung gezogen. 

 


